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Sonnabend, )en 21. Oktober 1848.

Berlin, den20.Oktober.

M it Wehmut!) sahen w ir heute die Opfer eines Kampfes
vorübertragen, der arm an Ruhm w ar und überreich an Klage.
Aber vor Särgen schweigt das Urtheil und muß namenloser

Trauer weichen.

Seit Jahren rief das deutsche Volk nach Freiheit: und

nun sie kommt, triefen ihre Fußstapfen von B lu t! Waren

denn unsere Gebete thöricht? Verdienten sie es nicht erhört zu

werden?

Dort schreitet der Zug langsam durch die Straßen, die

Trommeln wirbeln dumpf, und Waffen und Fahnen trauern,

wie ihre Träger. Alle klagen, daß dieser Zug nicht Märtyrern
der Freiheit gelten kann. W er ihnen diesen Namen giebt, dem

winken jene Todte n, die jetzt aus reineren Geisteraugen blicken,
daß sie sich des K am pfes, in dem sie fielen, nicht mehr rühmen.

Auch Vertreter der Nation sehen w ir im Gefolge, Väter

des Volkes, die ih m sein Gesetz schaffen. Ih re Gegenwart ist

eine strafende M ah nu ng , daß das Gesetz heilig sein soll, zugleich
ein Zeugniß, daß sie seinen Uebertretern nicht über das Grab

hinaus zürnen.

Hier giebt es keinen Zwiespalt zwischen Ständen, die zu.

versöhnen wären ; nur mit jenen Todten bedarf es der Versöh
nung, und wer ein Mensch ist, w ird sie nicht verweigern.

Das Volk aber möge hinausgehen an ihre G ruft und dort

Gelübde ablegen, den Gesetzen des Vaterlandes treu zu sein!

Aus dem Konzertfaal

t B e rlin , 20. Oktober. Wir werden es nicht vergessen,
und mit uns das Land, wie der Abgeordnete Brodowski gestern
feierlich von der Rednerbühne herab die Versicherung gab , seine

Landsleute trügen sich nicht m it dem Gedanken, ein polnisches
Reich zu stiften, sondern verlangten lediglich die E rfüllung der

4815 gemachten Verheißungen, und begnügten sich mit den da
m als garantirten nationalen Einrichtungen unter preußischer Ho
heit. Dieser feierlichen Versicherung hat keiner der anwesenden

polnischen Abgeordneten widersprochen. D a s ganze polnische V o lk,
soweit es Preußen angeht, war vertreten im Konzertsaal. W ir

acceptiren jene Versicherung. Deutschland, E u ro p a , die civili-
sirte W e lt vernehme das öffentliche Bekenntniß der Polen. I n

dem Augenblick, als die freigewählten Vertreter des Preußenvolks
die Grenzmarken ihres S taats zu bestimmen hatten, als deutsche

Abgeordnete die Forderung stellten, sich m it Polen auseinanderzu
setzen, .da traten die Vertreter Polens m it der Erklärung hervor,
daß sie kein polnisches Reich zu stiften beabsichtigten. W i r fordern
die Organe der öffentlichen M ein ung , nicht nur im Vaterlande,
sondern in Frankreich und E n g la n d , wo der edlen Menschenfreunde

große Z ahl fü r die Herstellung eines Polenreiches Partei nimmt,
w ir fordern die Parlamente jener Länder a uf, diese Thronentsa
gung der polnischen N ation , soweit sie unter dem Fittige des

preußischen Adlers wohnt, diese freiwillige Verzichtleistung auf einen

eignen S taat in ihren Annalen von 1848 verzeichnen zu wollen.
I n den Annalen Deutschlands soll das verhängnißvolle W ort

B ro d o w ski's m it unauslöschlichen Flammenzügen geschrieben stehn.

Dieses W o rt wird künftig Zeugniß ablegen wider Jeden, sei er

Polenfreund oder Pole, der unser Volk um der Sünde seiner
V äte r willen vo r den Richterstuhl der Geschichte ladet, und wegen
Ungerechtigkeit gegen Polen anklagt. D a s feierliche W o r t des Äb-
gevrdneten fü r S ch rim m — ich mag nicht ermessen, wen es ver-

u rth eilt! — aber Deutschland wird es freisprechen.
Die Polen im Großherzogthum Posen wollen nicht ein polni

sches Reich stiften. D a s Großherzogthum Posen, wie die deutschen

Bürg e r dieser Provinz bisher gefürchtet haben, soll nicht ein pol
nisches Reich bilden. Dagegen macht die polnische N atio n a litä t

dieser Landschaft den Anspruch a u f endliche V e rleih u ng der ih r

von G o tt und Rechts wegen zustehenden P rivilegie n , welche seit
dem J a h re 4815 des Schutzes und der Anerkennung entbehrten.

Der polnischen N atio n a litä t im Großherzogthum Posen kom
men diese Privilegien zu, keineswegs dem Territorium des Groß
herzogthums. Die Mittheilungen aus den Traktaten, welche das

gelehrte M itglied fü r Cleve der Versammlung eröffnet hat, lassen
hierüber keinen Zweifel. Wollte man noch tiefer auf die Geschichte
dieses Territoriu m s eingehen, so wäre man genöthigt, um nicht
in Bausch und Bogen abzuurtheilen, mehr als Eine Demarka
t io n s lin ie zwischen den v ö llig heterogenen Bestandtheilen zu ziehen,
welche der Kollektivname „Großherzogthum Posen" einbegreift. E s

wird genügen, daran zu erinnern, daß der Kern der Provinz Po
sen, ehe derselbe einen T h e il des Herzogthums Warschau bildete,

m it andern Distrikten, welche jest zum Königreich Polen gehören,
die sehr bezeichnende Benennunc „Südpreußen

"

geführt hat und
4845 ohne jene D istrikte von Reußen zurückerworben wurde.

Der polnischen N ationalität stehen die festesten Zusagen, die

bestimmtesten Versicherungen, dü heiligsten G arantieen zur Seite.
Die Polen des Großherzogthum waren seit 4815 ebenso recht
los wie wir Deutsche. I n desselben großen Stadt, auf welche

gegenwärtig die Feuerschlttnde der S la w e n gerichtet sind, wurde
den Polen der Schutz ihrer Sprache, und uns Deutschen die Preß
freiheit verbrieft. Aber w ir haben das unerträgliche Joch für
immer abgeschüttelt und w ir wären jetzt werth, es zu tragen, w o ll
ten wir den Polen ihr gutes Recht verkümmern. Das darf nun

und nim mer geschehen.
D a s Amendement des Abgeordneten von E lb in g , welches freilich

nicht in den T ite l vom Staatsgebiet zu passen scheint, zielt a u f

Anerkennung jener unverbrüchlichen National-Rechte der Polen im

Großherzogthum Posen. D ie Fassung ist freilich minder billige ns-

werth, als die Tendenz, weil Herr P h illips ungesagt gelassen hat,
ob jene verbrieften Rechte Territorialrechte, oder ob sie National
rechte feien; weil der W ortlaut seines Antrags eher noch auf
Territorialrechte schließen läßt, von denen nachweislich hier nicht
die Rede sein kann, indem den deutschen Bewohnern des G roß
herzogthums weder Schutz der deutschen Sprache, noch ein S t a t t 
halter deutscher Abkunft u. s. f . in den Traktaten verheißen ist.

Für das Amendement Phillips (Nr. 370) möchten wir daher das
Unter-Amendement vorschlagen, statt „den Bewohnern des Groß
herzogthums Posen" zu setzen: „den Polen im Großherzogthum
Posen". — So m it wäre Seitens unserer Volksvertreter das u r
kundliche Recht der polnischen N a tio n a litä t und zugleich die von

der deutschen Reichs-Versammlung beschlossene G arantie fremder
N atio n a litä te n verfassungsmäßig anerkannt. Nichtsdestoweniger
fände dieser so modifizirte Antrag des Abgeordneten von Elbing
nicht im Titel I., Artikel 4, sondern im Tüel II. von den

staatsbürgerlichen Rechten und zwar als Zusatz zu A rtike l 3 des
Kommissions-Entwurfs seine rechte S telle *) .

Die Polen wollen kein eignes Polnisches Reich stiften. So
wollen sie denn m it uns Preußen das staatliche Leben theilen und
unsrer politischen Gemeinschaft angehören. D a m it ist nicht etwa

der Status quo beibehalten. D enn dem N atu rftan de des absolu
tistischen W illkü rre g im e n ts enthoben, a u f einer Verfassung eine

neue staatliche Eristenz gewinnen, heißt, Land und Leute, die bis
her zusammengewürfelt waren, durch geistige Bande ver
einigen. Eben darin scheint uns das Räthsel der S p h in r gege
ben, welche jetzt an der Donau des Oedipus wartet, sei er ein

Demagog, oder ein Habsburg oder — Kroate!

Wollen die Polen in diesem S inne mitaufgenommen sein in

das neue Preußen, wollen sie nicht ein eigenes Reich stiften, dann
dürfen sie auch nicht ein eigenes Reich in Preußen stiften, dann
dürfen sie nicht außerhalb Deutschlands Preußen zu sein präten-
diren. Das neue Preußen ist ein großes Glied an der Phidias-

statue des deutschen R eich s; Deutschland ohne Preußen ist ein schö
ner Torso. Wenn die Polen aufrichtig für jetzt Verzicht leisten,
ein eigenes polnisches Reich zu gründen, dann müssen sie m it
Preußen in Deutschland aufgehen. I n Deutschland aufgehen muß

dann das ganze Großherzogchum Posen; wohlverstanden, nicht die

polnische N atio n a litä t. S ie w ird dem deutschen Reich ein heili
ges Vermächtniß sein, bis daß die Z e it sich vollendet und das
Andenken des Sobieski nicht mehr uns Deutschen vor Scham die

Wange röchet.

Inhalt.

Deutschland. Frankfurt a. M . (Geburtsfeier des Königs von Preußen;
Auswanderungs-Kongreß.) Schreiben aus S te ttin . (Kommission zur

Untersuchung des Swinemünder Hafens; die demokratische Partei.) Jülich .

(Schreiben an Herrn von Berg von seinen Wählern.) Schreiben aus Ham 
burg. (Sieg der Liberalen bei den Wahlen.) Schleswig. (Sitzung der

Landes - Versammlung; Schreiben des Reichs-Commissars über die Ausfüh
rung des Waffenstillstandes.) K ie l. (Behandlung der Holsteinschen Schiffe

von Seiten Dänemarks. H ad e rs!eben. (Volksversammlung; Beschluß ge-

gen die Theilung Schleswigs.) Dresden. (Kammerdebatte über die Abbe
rufung der Gesandten; Truppensendung nach dem Voigtlande.) Schreiben

auS'Leipzig. (Durchreise des Erzherzogs Stephan; Blum's Sendung
nach W ien; demokratischer Kongreß.) Be rn b u rg . (Ministerkrisis.) Aus

Rheinhessen. (Bezirks - Eintheilung.) Vom Rhein. (Demokratischer
Verein.) Ka rlsru h e . (Diskussion der Gemeinde-Ordnung in der zweiten

Kammer.) M annheim . (Forderungen der Bürger-Versammlung.) M ün
chen. (Veränderungen in den Ministerien; Hofnachrichten; Programm des

Bürgervereins für Landtagswaheln; Abschaffung körperlicher Züchtigung;
GluckscheS Standbild.) Spei er. (General-Synode.) W ien. (Die Er
lasse des Nationalgarden - Commandeurs an Jellachich und Auersperg;

*

) Artikel 3 würde dann lauten.: „ D ie Begindungen für die Erwerbung
und den Verlust der Eigenschaft eines Preußen, so wie für die Ausübung
der staatsbürgerlichen Rechte werden durch die Verfassung und besondere

gleichzeitig mit dieser Verfassungs-Urkunde zu erlassenden,
organischen Gesetze bestimmt, deren Eines die den Polen im Großherzog-
thum Posen bei der Verbindung desselben m it dem preußischen Staad einge
räum ten besondern Rechte gewährleistet.



tüttg sich fre iw illig gerichtet — die geeignetsten Ansiedlungspunkte dar.

Andere Ansiedlungspunkte sind jedoch" nicht ausgeschlossen und der Z u 
kunft überlassen, d) B ei der Gründung von Ansiedlungen sind folgende
leitende Grundsätze festzuhalten: <*) eine möglichst sichere Existenz,' na
mentlich für unbemittelte Auswanderer, zu gründen; ß) Verbesserung
unserer vaterländischen Verhältnisse durch Beseitigung der Folgen einer
bestehenden Uebervölkerung und dadurch, daß die bisher a u f die A u s 
wanderung verwendeten und für Deutschland größtentheils verloren ge
gangenen "G eldm ittel mit möglichster Sicherheit wieder zurückfließen, und
daß endlich y ) alle und jede gewinnsüchtige Specu lation en abgeschnitten
fein sollen, e) D e r bleibende" Ausschuß hat zu prüfen und öffentlich zu

begutachten, in wiefern die vorgelegten Ansiedlungsplane den aufgestell
ten leitenden Grundsätzen entsprechen.

- r - Stettin, 19. Oktober. Es ist, wie Ih re Zeitung bereits ge
meldet hat, vor Kurzem eine Kommission unter Leitung des Geh. Ober-

Finanz-Rathes Oesterreich nach Swinemünde gesandt worden, um fest
zustellen, ob der dortige Hafen sich zum Kriegshafen eignet. D ie Unter
suchung soll ein nicht "ungünstiges R e sultat ergeben haben. Z u r weitern

Verfolgung dieser Angelegenheit ist daher die Ausarbeitung des desfall-

sigen Projekts angeordnet worden. D ie Kosten würden sich nach einem

ungefähren Ueberschlag auf 2 Millionen Thaler belaufen. Die Kom
mission wird demnächst auch den danziger.Hafen einer gleichen Unter
suchung unterwerfen.

Äuch hier hat die demokratische P a rtei sich nicht bei der Feier des

15. Oktober betheiligt, statt dessen aber den 18ten als den Befreiungs
tag Deutschlands gefeiert. Wenn diese P a rthei auch von sich rühmt,
Ste ttin schon gänzlich „dem okratistrt" zu haben, so schrumpft dieses

Eigenlob dem wirklichen Stande der Dinge doch zu einem bloßen „re -

DiiMtfnm'fApM STWMi " hörnst gth’p tite Verbrüderuna m it den Solda-

13. M ai 1844, ein neuer dänische Meßbrief mitgegeben, wonach das

Schiff beim Abgehen als inländisch (handelt w ird; der in anordrdnungs-
widriger Form von der betreffend^ Zollstätte in Schleswig oder H ol
stein ausgestellte M e ß b rief ist hierh» zur Cassation zu schicken, m it einem

Bericht über das bei jedem einzeln, V o rfall Passirte. Das Kollegium
behält sich v o r, nach Umständen af Ansuchen ein S chiff beim Ankom
men von der Behandlung als unprülegirt zu befreien, wenn es gehö
rig nachgewiesen werden kann, daß as dänische Nationalm ark durch Ge
w a lt von ungesetzlichen Behörden asgehauen worden ist rc. W ird da
gegen irgend ein in Schleswig zuHause gehöriges S chiff mit einer-

anderen als der dänischen Flagge bchnden, mag es nun m it dem M ark

„Dansk Eiendom" versehen fern ode nicht, so "ist dasselbe bis auf wei
tere O rdre von hier festzuhalten; ebnfalls werden die Königlichen Z o ll
kreuzer, nöthigenfalls m it Gew alt, wenn sie solches Schiff antreffen,
dasselbe nach der nächsten Z ollstätte m Königreiche ausbringen. D a fü r,

daß eine ungesetzliche Flagge gehiß worden, w ird von der dänischen

Regierung keine Entschuldigung als genügend angenommen werden.

Was die in Holstein zu Hause" gehörgen Schiffe b etrifft, so wird die
Anwesenheit der dänischen Nationalzjchen bis au f W eiteres nicht gefor
dert werden, wogegen die Schiffe, reiche diese Zeichen nicht mehr füh
ren, als unprivilegirt zu behandeln sind. A uf Veranlassung vorgekom
mener Anfrage w ird bemerkt, daß Zollzettel von einer Z ollstätte in den

Herzogtüm ern als hinlängliche Legitimation für den Abgang eines

Schiffes von dort angenommen werden können, wogegen A n k u n fts -A t
teste (Ruck-Atteste) im Fall der Asklarirung dahin nicht verlangt
werden."

Hadersleben, 16. Okt. Gesten wurde a u f dem hiesigen R a th
hause eine Volksversammlung gehalten, welcher nahe an 500 Bewohner
Ker S tad t beiwohnten. D e r" von Apnrade gewählte Abgeordnete für

Frankfurt, D r. Gülich, gab über feite bisherige Thätigkeit auf dem

Reichstage Rechenschaft und erörte rte besonders die Verhältnisse der

herzogthümer. Unter den verschiedemrtigen Projekten zur Theilung
Schleswigs hob Dr. Gülich besonders Ins hervor, das durch England
mterstützt bisher die meisten Chancen zt haben schien und da rin besteht,
aß man gesonnen iss, eine Theilungslinie oön der Gjennerbucht nach Romöe

u ziehen. Nack einem anderen Projekt würde über die Trennung Nord-

ckleswigS eineAbstimmung der d ort ansässigen Einwohnerschaft zu entscheiden

mben. Diese Mittheilung brachte die heftigste Aufregung in der Ver-

ämmlung hervor, und nach längerer Debatte ward auf den Vorschlag
,eS D r. M arkus folgende Erklärung der apenrader Volksversammlung
m die Centralgewalt in Frankfurt beschlossen: „Nachdem w ir von dem

Abgeordneten zur frankfurter Reichs-Versammlung, D r. Gülich, davon

n K enn tniß gesetzt w orden sind, daß es beabsichtigt werde, die zwischen

Deutschland und Dänemark in Betreff der Herzogthümer Schles-

vig - Holstein obschwebende Stre itfrage durch eine Theilung
,es Herzogthums Schleswig und Einverleibung des nördlichen

Theiles desselben in das Königreich Dänemark zu erledigen,
o wie, daß eventuell die Bewohner des nördlichen Schleswig durch eine

nstriktsweise vorzunehmende Abstimmung darüber zu entscheiden haben

vürden, welche Theile des Herzogthums dem Königreiche einzuverleiben

vären, erklären w ir: 1) Daß wir gegen jede Theilung des Herzogthums
ms dem Gesichtspunkte des Rechts feierlichst Protestiren müssen. 2 ) D a ß ,

Denn die N ational - Versammlung beschließen sollte, von dem strengen
llecht der Herzogthümer abzusehen, und eine Abstimmung der Bevölke-

ung über die Theilung des HerzogthumS zuzulassen, diese Abstimmung
tu rv o n dem ganzen Herzogthum durch die Landes-Versammlung, even-

ucll durch eigens zudem Zweck gewählte V ertreter vorgenom-
nen werden miisse, da es der B illigkeit entspricht, daß sowohl der

Süden und die M itte Schleswigs über die Abtrennung des Nordens,
als der Norden über die Abtrennung des Südens und der M itte gehört
werde. 3) Daß, wenn die National-Versammlung beschließen sollte,
die fragliche Abstimmung nur im Norden des Herzogthums stattfinden

zu lassen, dann doch nur, da es sich um eine Territorialfrage handelt,
die mit Grundbesitz angesessenen Bewohner des Herzogthums zur Ab
stimmung zuzulassen, und jedenfalls alle gebornen D ä n e n , sofern sie

nicht 10 Jahre im Herzogthum ansässig, von der Abstimmung ausge
schlossen werden müssen." (Folgen die Unterschriften.) (S.H.Z.)

Dresden, 17. Oktober. I m Anfange der heutigen Sitzung der

zweiten Kam mer erklärt der Abgeordnete Tzschirner: E r müsse leider

heute einen ähnlichen Gegenstand, wie gestern vorgekommen, zur Sprach e

bringen. Es sei ihm heute mitgetheilt worden, daß gestern in den

Vormittagsstunden der M ajor v. Wurmb beim Infanterie - Regimente
M ax seinen Soldaten ausdrücklich erklärt habe, sie sollten den Vater
landsverein nicht mehr besuchen, man möge thm dies^ zu Liebe thun.

Ein Aehnliches habe sich auch früher der "Oberst v. Süßmilch erlaubt,
und bei der letzten Versammlung des Vaterlandsvereins habe der Feld
webel diejenigen S o lda te n , welche dieselbe besucht, aufgezeichnet, und es

sei auch schon gegen einige derselben deshalb konstituirt worden. Es

sehe bald so aus, als ob viele der Herren Offiziere sich m it dem neuen

Zeitgeiste nicht vereinigen könnten, und es würde nichts übrig bleiben,
a ls,' wie es in Preußen geschehen, zur Sicherung des Vereins- und

Versammlungsrechts einen Antrag zu stellen. E r beantrage daher, die

Staatsregierung zu ersuchen, durch daö Kriegs-Ministerium einen Be
fehl an sämmtliche Offiziere zu erlassen, daß sie sich aller Einmischun
gen in das Vereins- und Versammlungsrecht der Soldaten zu enthalten

hätten, und dieselben m it ihrem Ehrenworte dazu zu verpflichten. D ie
ser A ntrag ist au f eine der nächsten Tagesordnungen verwiesen worden.

Hierauf ergreift Abg. Neidhardt das W ort: Es" seien ihm Schriften

aus dem Voigtlande zugekommen, in denen erklärt würde, daß jener
Landestheil und besonders das untere Voigtland sehr zufrieden damit

seien, daß M ilitair zu.ihnen gelegt worden.' Die Leute dort seien froh,
daß nach der leipziger Messe" ihnen Arbeit verschafft worden sei, und

der Vaterlandsverein werde dort nicht mehr sehr besucht. Im oberen

Theile des Voigtlandes seien einige O rte, wo es unruhig sei, es seien

dort Versammlungen, in denen Redner aufregende Reden hielten, und

nicht ohne Wirkung. Die ruhigen Bewohner hätten darum bei der

Regierung nachgesucht, ihnen Schutz zu gewähren. Daher sei das
M ilita ir dorthin gekommen, und man habe dasselbe freudig begrüßt.
Es sei vielmehr "eine Mißstimmung darüber, daß einige Volksredner,
die in neuerer Z e it eingezogen worden seien, jetzt wieder freigelassen
worden wären. Abgeordneter Tzschirnex: Auch ihm seien schriftliche
M ittheilungen zugekommen, in denen gerade das G egentheil behauptet
w erde. D i e Ansichten seien verschieden. D e r Aengstliche wünsche sich

M ilitair, der Andere habe Vertrauen zum Volke. — Sodann geht die

Kammer zur Berathung des Berichts der dritten Deputation, über die

Anträge der Abgeordneten K ü ttn e r und Tzschirner wegen Zurückberufung
der sächsischen Gesandten vom Auslande und den "deutschen Staaten

über. Im Berichte sind die Gehalte als auch der Aufwand für das

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten aufgestellt, welche Posten

die Summe von 107,877 Thlr. 23 Rgr. 4 Pf. ergeben. Die Gesand
ten befänden sich überall gegen viermonatliche Kündigung au f ihren

Plätzen, und es trete nach deren Ablauf sofort die Ermäßigung bis auf

den ihnen gebührenden Landgrhalt ein. Werde nun die Kündigung bis

zur P rü fu ng des nächsten Budgets verschöben, so sei vorauszusehen,
daß, wenn die betreffende Deputationsarbeit auch noch so rasch geliefert
werde, sie doch vor Anfang M ai oder Juni 1849 kaum die Berathung
in der Kammer passirt haben werde. Es . handle sich daher jedenfalls
um einen Verzug von sechs Monaten. Diese sechs Monate brächten

aber dem Staat einen Gewinn von mindestens 20,u00 T hlr., ja noch

weit mehr, wenn man erwäge, daß dann auch ein großer Theil der

Gesandsckaftsspesen, die jährlich zu 15,600 T h lr . veranschlagt seien,
nicht ferner zu verausgaben sein würde.

D ie Deputation "(Referen t Tzschirner) giebt hiernach folgendes
Gutachten: „sowohl den von dem Abgeordneten Küttner, als auch den

vom Abgeordneten Tzschirner gestellten A n tr a g zu berücksichtigen und die

Staatsregierung um die unverweilte Abberufung sämmtlicher Gesandten
im Auslande sowie innerhalb der deutschen Staaten, m it alleiniger Aus
nahme des Bevollmächtigten bei der Centralgewalt, zu ersuchen." Die

Debatte eröffnete Abgeordneter G eißle r; derselbe wünscht, daß die G e
sandtschaft in Petersburg beibehalten werde, da sie den Landes-Ange
hörigen von bedeutendem Nutzen sei, z. B . Gelder, welche von dorther

gelangt, seien durch diese Gesandtschaft gekommen. D ie Gesandtschaf
ten seien, wie so vieles früher Bestandene, in ein mißliebiges Licht ge
rathen, das liege im jetzigen Zeitgeiste. Fast alles F rühere treffe eine

gewisse Mißachtung, und man könne es nicht schnell genug beseitigen.
Referent Tzschirner: D as deutsche Volk habe Ursache zu eilen, um sich

einer Masse von drückenden In s titute n zu entledigen^ es Kirnte, eine Z eit

kommen, wo dies nicht mehr möglich wäre. Die Deputation habe die

Gesandten auch nicht als v ö llig unbrauchbar dargestellt, allein man finde

dock den Kosten-Aufwand m it dem Nutzen derselben nicht im Einklänge.
Wenn einmal Deutschland die Centralgewalt habe, warum brauche "da

noch ein einzelner S ta a t, wie Sachsen," einen Gesandten ? Abgeordneter
Schenk: Darin sei er mit den Radikalen einig, daß die Beamten so viel

als möglich vermindert werden möchten. Entweder habe die Central
gew alt die Abberufung der Gesandten befohlen oder n u r suasorifch die
selbe angeordnet. Jedenfalls könne er hierüber Auskunft erhalten.

Staats-Minister v. d. Pfordten: Auf die Andeutungen, daß

von der Centralgewalt eine Aufforderung an die einzelnen-Regierungen
ergangen sei, dte Gesandten abzuberufen, fühle er sich veranlaßt, die

betreffenden Thatsachen offen vorzuführen. Wenn auch früher, 1894,
es fü r gut befunden worden wäre, über die ähnliche Frage in

geheimer Sitzung zu verhandeln, so wolle er dies nicht, weil er die

Nachtheile, die aus Mißtrauen entspringen könnten, für be
deutender halte als die, welche etwa" durch die öffentliche

Verhandlung dieser Frage hervorgehen möchten. Die That
sachen seien folgende: Am 20. September sei a u f Veranlassung
der durch den Waffenstillstand zu M alm oe eingetretenen Ereignisse

| und Folgerungen von der Centralgewalt ein Rundschreiben an" alle

deutsche "Regierungen erlassen worden, in welchem die Ansicht ausge
sprochen gewesen, daß die Gesandtschaften zu centralisire n seien, und es

werde deshalb gewünscht, daß die einzelnen Gesandten nunm ehr abbe
rufen würden, oder daß denselben eröffnet werde, wie die politische V e r
tretung Deutschlands, sei es in B etre ff des Krieges oder des Friedens,
von nun an ausschließlich in das Bereich der Reichsgesandten gehöre.
Es würde hierüber von sämmtlichen Regierungen eine Erklärung er
wartet. Die sächsische Regierung habe nun am 6. Oktober auf das am

28. September eingegangene Rundschreiben ihre B e reitwilligkeit der Cen
tralgewalt erklärt, da auch sie überzeugt sei, daß die politische Vertretung
Deutschlands der Centralgewalt zu überlassen und die Gesandten über
haupt abzuberufen seien, und es würde dies Letztere, sobald die U m
stände es erlaubten, geschehen. Doch müsse zuvor erwartet werden, ob

auch die übrigen Regierungen sich hierzu veranlaßt fänden, sonst würde

dieser Schritt keinen Erfolg haben, wohl aber Nachtheil für Sachsen

bringen können. Daß es aber der Regierung Ernst damit sei, die Ge
sandten thunlichst bald abzuberufen, werde dadurch bewiesen, daß bereits

am 16. September die auswärtigen Gesandten darauf aufmerksam ge
macht worden seien, daß die Frage über ihre fernere Beibehaltung jetzt
einer E rörteru ng entgegengehe. Am 7. Oktober seien die Gesandten

von dem Rundschreiben in Ke n n tniß gesetzt und angewiesen w orden, den

betreffenden Höfen eine Dem entsprechende Erklärung zu geben, daß

den Reichsgesandten die politischen Angelegenheiten in die Hände gelegt
worden seien. D ie Regierung habe die feste Ueberzeugung, daß den

Reichsgesandten, wenn die deutsche Einh eit nicht ein bloßes W o r t, ein

leerer Schall seit! solle, volle Geltung gewährt werden müsse. Ob das

aber durch dü plötzliche Abberufung" der einzelnen Gesandten erreicht

werde, bezweifle er, und es müsse erst die Frage erörtert werden,
wann der Zeitpunkt da sein werde, diese Maßregel eintreten zu lassen.

Nach längerer Debatte stellt Abgeordneter Metzler den A ntra g :

das W ort „unverweilte" getrennt zur Abstimmung zu bringen. Gegen
sofortige Abberufung sprechen die Abgeordneten Reiche-Eisenftuck,
Rittner und Schenk, welcher den Antrag stellt: statt des Wortes

„ u nverweilte" die W orte: „thunlichst baldige" im Deputstionsantrage
aufzunehmen.

Staatsminister v. d. Pfordten liest unter Anderm noch ein wäh
rend der Sitzung von Paris eingegangenes Schreiben vor, worin mit
getheilt w ird , daß der Reichsgesandte die einzelnen Regierungen ersucht,
vor der Hand ihre Gesandten noch auf ihren Posten zn lassen. Es

seien nämlich die Gesandten von Mecklenburg und einem andern deut
schen Staate abberufen worden, und Herr v. Raumer sei durch die Ueber
nahme der Vertretung dieser Staaten in Verlegenheit gerathen, so daß

derselbe^ zu obigem Verlangen sich veranlaßt gesehen. D er Redner

kleidet sodann die G ründ e gegen die sofortige Abberufung der Gesandten

in folgendes Bild ein: wenn Jemand 30 "Jahre lang während eines

tiefen Friedens eine Armee gehalten, so werde er es nickt für gut fin
den, sie aufzugeben, wenn K rieg drohe. Nachdem sich noch Abgeord
neter H elbig für die sofortige Abberufung erklärt und Referent Tzschirner

im Schlußworte erklärt, daß Herr von Raumer wohl etwas zu ängst
lich gewesen sei, auch so einzelne F ä lle nicht maßgebend sein dürfte n,

wird der Deputationsantrag ohne das W ort „unverweilte" einstimmig,
und der Schenk'sche Antrag, statt des Wortes „unverweilte" die Worte

„thunlichst baldige" zu setzen, gegen 13 Stimm en angenommen.
’

(D.A.Z.)
Heute Morgen 8 Uhr sind zwei Sechspfünder in größter Erle,

wie verlautet, nach Amt Voigtsberg im Voigtlande" unter ent
sprechender Kavalleriebedeckung abgegangen. D ie zur B edienun g der

Geschütze gehörige Mannschaft wurde von hier aus auf Wagen weiter

transportirt. Nach W ien beabsichtigen von hier aus Freischär
ler zu gehen. —

'

(D.A.Z .)

6 Leipzig, 19. Oktober. Gestern reiste der Erzherzog Stephan,
Erpalatin von Ungarn, über dessen Aufenthaltsort lange nichts verlau
tet hat, unter dem Namen eines Grafen Zichy hier durch nach Frank
furt a. M . M an knüpft an diese Reise allerhand Argumentationen;
" allein was auch das Richtige sein mag so dürfte eine An
näherung und Verständigung m it dem Reichsverweser doch eben so

wichtig fü r die deutsche Sache", als leicht folgereich fü r seine Person sein.

Blum s Beschickung nach W ien w ird der deutschen Sache wenig
Nutzen bringen, wohl aber, bei seiner zweifelhaften Stellung zu den

republikanischen Parteiführern, eher daztt beitragen, die Sym -

pathieen, welche der wiener Aufstand im übrigen Deutschland

gefunden h a t, schon darum zu schwächen, weil'die konservativ-
reactionaire Partei darin einen Beweis mehr suchen und finden

w ird , die aus nationalen Verhältnissen hervorgegangenen blutigen E r -

eignisse in Wien in eine gleich strafbare Kategorie, wie die Frankfurter

zu stellen und der deutschen Sache zu schaden.

Der deutsche Vaterlandsverein, der demokratische und der republi
kanische Verein allhier werben jetzt M itglied e r als Abgeordnete zu dem

am 26. d. M . in Be rlin stattfindenden demokratischem deutschen Kon
gresse. Daß auch die Linke unserer Ständeversammlung denselben be
schicken w olle , w ar eine von den vielen Lügen, die jetzt an der Tages
ordnung sind.

Bem. d. Red. Nicht so ganz erdichtet! D er demokratische Kon
greß wird sich am 26., der Kongreß von M itgliedern der äußersten
Linken deutscher Kammern mu 27. hier versammeln. E li bien?!

B e rn b u rg , 17. Oktober. Nachdem das hiesige Ministerium —

das einzige in Deutschland, welches von den M inisterien des Ancien

Regime noch übrig war schon seit den Märztagen, namentlich aber

seit der Eröffnung des Landtags durch ewiges Temporisiren und Sper
ren gegen die im volkstümlichen S in n e

'

gefaßten Lcm-tagsbeschlüsse
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